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Gelernie und angelernte Arbeiter.

Index der Reallohne (Tagesverdienste)
wenn Reallohn 1913—=100
1918 1919 1920 1921 1922 1923 1924

Metall- u. Maschinen-

industrie e et n e R R B ) ST s e e TR
Baugewerbe . . . 82 88 98 111 125 120 126
Holzindustrie . ... . 79 81 ..89 402 115 110 121
Uhrenindustrie . 70 74 88 105 117 105 107
Nahrungs- u. Genuss-

mittelindustric . . 75 83 96 117 142 143 132
Fuhrhalterer .. . .. 76 86 97 412 132 126 120
Elektr. Strom ; S 7S T c RN S Ly U (R 7 (0 S 2 3

Gas und Wasser . . 72 83 102 123 151 148 144

Ungelernte Arbeiter.
Metall- u. Maschinen-

industrie st 88T 86 98 SHAYL P4 1R ST
Baugewserbe .. . .0 85 96 110 114 126 121 127
Holzindustrie .. 83 88 4101 111 120 116 120
Industrie der Steine

und  Enden 2 voasi 0840 910106 didy 495 18,5122

Chemische Industrie . 83 91 105 120 127 125 128
Nahrungs- u. Genuss-
67 75 89 105 131 132 125

mittelindustrie
Lager- und Handels-

bohlobe. ; 75 86 100 117 137 134 124
Gewinnung von Mine-

ralien und Bearbei-

tung von Steinen . 83 89 99 109 116 115 115
Waldwirtsehaft . . 87 94 104 106 118 118 113

Noch in den Jahren 1918 und 1919 war gegeniiber
der Vorkriegszeit eine starke Verminderung des Real-
lohnes zu verzeichnen, teilweise um einen Viertel und
noch mehr (Uhrenindustrie!). Seit 1921 ist in allen In-
dustrien der Reallohn von 1913 iiberschritten, am stirk-
sten in der Gas- und Wasserversorgung, der Elektrizi-
titserzeugung wund der Nahrungs- und Genussmittel-
industrie; die Arbeiter in der Uhrenindustrie dagegen
haben ihre Lage gegeniiber der Vorkriegszeit nur un-
wesentlich verbessern konnen.

*

Es wire sehr wertvoll, wenn diese Statistik des .

eidg. Arbeitsamtes iiber die Lohne verunfallter Arbei-
ter einmal durch eine Erhebung iiber die Lohne aller in
einem bestimmten Industriezweig beschiftigten Arbei-
ter auf ihre Genauigkeit gepriift werden konnte. Da
einige Gewerkschaftsverbinde unter ihren Mitgliedern
von Zeit zu Zeit ziemlich umfassende Lohnerhebungen
durchfithren, ‘sollte ein solcher Vergleich mit den
Durchschnittslohnen der Verunfallten im Bereich der
Mbglichkeit liegen.

Ein grosser Nachteil der Lohnstatistik des Arbeits-
amtes besteht darin, dass sie nie aktuell ist. Thre Er-
eoebnisse werden frithestens anderthalb Jahre nach den
Erhebungen bekanntgegeben. Wihrend dieser Zeit sind
natiirlich in der Hdhe der Nominallohne wie der Ko-
sten der Lebenshaltung ldngst wieder betrichtliche
Verdnderungen eingetreten.

Aus diesem Grunde wie aus den am Anfang dieses
Artikels angefiihrten Erwigungen dringt sich immer
mehr das Verlangen auf nach einer periodischen, allge-
meinen Lohnerhebung, die moglichst rasch verarbeitet
und veroffentlicht wiirde, wie das in vielen andern
Liandern geschieht. Eine amtliche Stelle, das eidg. Ar-
beitsamt, sollte die Statistik durchfiihren unter Mit-
wirkung der Arbeiter- und Unternchmerorganisationen;
die sich iiber die Methode der Erhebung zu einigen
h#tten, #dhnlich wie das beirn Index der Lebenskosten
der Fall gewesen ist. Soviel mir bekannt ist, wurde
diese F1a°e auch in der sozialstatistischen Kommission
zur Spraehe gebracht. HEs sollen sich aber Widerstinde
gegen eine amtliche Lohnstatistik geltend gemacht ha-

ben. Sollten diese Widerstinde nicht zu iiberwinden
sein, so miissen gich die Gewerkschaftsverbdnde fragen,
ob sie nicht von sich aus an die Durchfiihrung einer
auf gemeinsamer Grundlage beruhenden ILohnstatistik
herantreten wollen. Denn dass es ausserordentlich
wichtig ist, besseres lohnstatistisches Material zu er-
halten als bisher, das ist so offenkundig, dass es un-
notig ist, weitere Worte dariiber zu verlieren.
Max Weber.
<z

F lir eine schwelzerlsche Wirtschaftsenquete

Das Iundeskomltee des Schweiz. Gewerkschaftsbun-
des hat in seiner letzten Sitzung heschlossen, nachste-
hende Eingabe an den Bundesrat zu richten:

Bern, den 16. November 1926.
An den Bundesrat, Bern.

Die gegenwirtige Wirtschaftslage der Schweiz
mahnt zum Aufsehen. Die ausserordentlich schwere Kri-
sis, die im Jahre 1921 einsetzte, hat in eine Depression
tibergeleitet, die nun schon fiinf volle Jahre auf unserem
Volke lastet. Gewiss ist gegeniiber dem Tiefpunkt der
Krisis eine gewisse Erholung eingetreten, wenigstens in
einzelnen Zweigen unserer Volkswirtschaft. Bei einem
Teil der Industrie dagegen — und gerade bei einigen
der wichtigsten Branchen — kann von einer andauern-
den Besserung nicht die Rede sein. Die Wiederbelebung,
die im Jahre 1924 Hoffnungen weckte, machte leider
keine Fortschritte mehr; im Gegenteil, seit ungefihr ei-
nem Jahre hat sich die Lage wieder betrichtlich ver-
schlimmert. In allerjiingster Zeit wird auch die Land-
wirtsechaft von einer Krisis bedroht, die sich bald auch
bei der fiir das Inland arbeitenden Industrie, wo die Ge-
schiftslage in letzter Zeit recht ordentlich war, fithlbar
machen wird.

Wie sehr sich die Konjunktur verschlechtert hat,
ist aus den Ergebnissen der Wirtschaftsstatistik ersicht-
lich. Wir machen darauf aufmerksam, dass die Zahl der
bei den Arbeitsidmtern angemeldeten Stellensuchenden
seit Juli 1924, . h. seitdem diese Angaben als Arbeits-
losenstatistik verwendet werden, noch nie so hoch ge-
wesen ist wie im Verlaufe dieses Jahres, wihrend an-
derseits die Zahl der offenen Stellen in den letzten 12
Monaten bedeutend kleiner war als in den beiden Vor-
jahren. Der Beschiftigungsgrad der Industrie ist laut
den Erhebungen des Eidgen. Arbeitsamtes in letzter Zeit
stindig zuriickgegangen. Ein ebenso ungiinstiges Bild
bietet uns die Handelsstatistik, indem die Ausfuhr der
ersten neun Monate dieses Jahres um 235 Millionen Fy.
hinter derjenigen von 1925 und um 206 Millionen Fr.
hinter 1924 zuriickbleibt, was nur zu einem kleinen Teil
vom Preisabbau herriihren diirfte.

Diese Zahlen geben aber nur Anhaltspunkte fiir die
Tendenz der wirtschaftlichen Entwicklung. Sie sind
kein genligender Gradmesser fiir die Beurteilung der
Wirtschaftslage. Es ist vor allem zu beriicksichtigen,
dass fiir breite Schichten der Bevodlkerung, die noch Be-
schifticung haben, der Arbeitsverdienst infolge der ge-
driickten Konjunktur so gering ist, dass er kaum aus-
reicht, um das Allerndtigste anzuschaffen. Die Kauif-
kraft grosser Volkskreise ist daher sehr geschwicht, was
zuriickwirkt auf die den Inlandmarkt versorgende Pro-
duktion und gerade auch ein Faktor ist, der an der ge-
genwirtigen Absatzkrisis der Landwirtseliaft schuld ist.

Diese ernste Wirtschaftslage der Schweiz ist ja zum
grossen Teil eine Folge von ertschafthchen und politi-
schen Verh#ltnissen im Ausland, auf die wir keinen di-
rekten Einfluss ausiliben konnen. Wir denken da z B.

-an die durch die Wihrungskatastrophen geschwiichte
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Waulkraft ganzer Vilker, an die Zolltarife, welehe die
Einfuhr schweizerischer Industrieprodukte erschweren
oder gar verhindern, an die Umstellung in der Welt-
wirtschaft, hervorgerufen durch Industrialisierung frii-
her agrikoler Gebiete, durch Verwendung anderer Ener-
giequellen usgw.

Es wiire indessen verhidngnisvoll, wenn wir in der
Schweiz glauben wiirden, wir hiitten uns gegeniiber die-
sen Vorgidngen vollstindig passiv zu verhalten. Natiir-
lich konnen wir uns der weltwirtschaftlichen Entwick-
lung nicht entgegenstemmen. Aber wir kénnen und wir
miissen uns ihr anpassen. Diese Anpassung wurde bis-
her fast ausschliesslich der privaten Initiative tiberlas-
sen, die aber dieser Aufgabe gegeniiber aus begreifli-
chen Griinden versagt hat. Die Einstellung der schwei-
zerischen Volkswirtschaft auf die veréinderten weltwirt-
schaftlichen Bedingungen vollzieht sich heute unter
schweren Erschiitterungen des ganzen Wirtschaftskor-
pers und hat unabsehbare Schidigungen materieller und
moralischer Natur zur Folge. Das traurigste Beispiel
bietet der Zusammenbruch der Stickereiindustrie, der
Tausende von Arbeitern und Arbeiterinnen hrotlos ge-
macht hat. Fast ganz sich selbst iiberlassen, werden sie
durch hittere Not gezwungen, sich in einen anderen Be-
ruf einzuarbeiten oder auszuwandern, sofern das mog-
lich ist, oder dann unter den allertraurigsten Bedingun-
gen sich durch allerlei Gelegenheitsarbeiten und Unter-
stiitzungen durchzubringen. Diesem letzteren Schicksal
verfallen vor allem die #lteren Arbeiter, die zwar noch
die volle Arbeitskraft besitzen, die aber in keine Unter-
nehmung mehr dauernd eingestellt werden. Leider sind
heute auch andere Industriezweige vom langsamen Zer-
fall bedroht, der die Stickerci schon teilweise ausgerot-
tet hat.

Wir halten dafiir, es koénne nicht verantwortet wer-
den, diesem Zerfallprozess untitig zuzuschauen. Wir be-
trachten es als unabweisbare Pflicht des Staates, dass
er versucht, die Umstellung, die sich infolge der verin-
derten Zustéinde in der Weltwirtschaft auceh bei uns als
nolwendig erweist, nach Kriften zu fordern und fiir die
Beteiligten moglichst sehmerzlos zu gestalten. Es ist
uns bekannt, dass einzelne Kantone und Gemeinden, die
hesonders sechwer betroffen sind, sich in dieser Hinsicht
schon betitigt haben. Allein ihr Téatigkeitsbereich und
ihre Krifte sind viel zu klein, um wirksam eingreifen
zu kénnen. Derartige Aufgaben kénnen in unserem Lande
nur vom Bunde mit Erfolg an die Hand genommen wer-
den. Sie fallen auch ihrer ganzen Art nach in den Kom-
petenzkreis des Bundes, der die Wirtsehaftspolitik des
Landes leitet.

Wir sind uns freilich hewusst, dass es sich um keine
einfachen Eingriffe handelt. Es geht im Gegenteil um
sehr heikle Fragen, deren Losung aber von derart gros-
ser Tragweite ist, dass man sich trotz aller Schwierigkei-
ten an sie heranwagen muss. Denn das Wohl grosser
Volksteile, ja des ganzen Volkes, steht auf dem Spicie.

Um zu wissen, weleche Massnahmen die Anpassung
der schweizerischen Volkswirtschaft an die gegenwirti-
gen wirtschaftlichen Bedingungen erleichtern konnten,
gollten diese zuerst genauer bekannt sein. Wir glaubeit
daher, es sollte in unserem Lande der Wirtschaftsbeob-
achtung viel mehr Beachtung geschenkt werden, als das
heute der Fall ist, und wir sind der Meinung, es konnte
das ermoglicht werden durch Ausbau der statistischen
Abteilung des eidgenossischen Arbeitsamtes in Verbin-
dung mit der sozialstatistischen Kommission oder durch
Schaffung einér besonderen Stelle fiir Wirtschafts-, vor
allem Konjunkturstatistik. Wir erinnern in diesem Zu-
sammenhang auch an unser Schreiben vom 16. Juli 1926
an das Volkswirtschaftsdepartement, worin wir beton-
ten, wie wiinschenswert ein Ausbhau unserer Produktions-
statistik sei.

Doch die hlosse Verbesserung der sehweizerisehen
Wirtschattsstatistik, so dringend wiinsehbar und notwen-
dig sie ist, geniigt nieht fiir den erwithnten Zweek. Dar-
iber hinaus sollten einmal die Grundlagen unserer Wirt-
schaft und die Existenzbedingungen der einzelnen Teile
der schweizerischen Volkswirtschalt griindlich gepriift
werden. Und wir sind der Meinung, dass das am besten
geschehen konnte durch einen Ausschuss, bestehend aus
Vertretern der wichtigsten wirtschaftlichen Organisatio-
nen und Interessenten unter Beiziehung von Fachleuten
der Praxis wie der Theorie. Mit anderen Worten: Es ist
w. E. angezeigt, in der Schweiz eine offizielle Wirt-
schaftsenquete unter Heranziehung aller interessicerten
Kreise zu veranstalten, welche dann wegleitend sein soll
fiir die Wirtschaftspolitik.

Leider herrseht in unserem Lande noch immer in
weiten Kreisen die Ansicht vor, der Staat habe sich
hochstens dann ins Wirtsehaftsleben einzumischen, wenn
er von einer bestimmten Interessengruppe um Hilfe an-
gerufen wird. Wir mochten dem gegeniiber darauf ver-
weisen, dass gerade in jenen Liindern, die in bezug auf
die wirtschaltliche Entwicklung an der Spitze marschie-
ren, diese Meinung zur Hauptsache iiberwunden ist. So-
gar in den Vereinigten Staaten, deren Wirtschaft durch
den Krieg einen gewaltigen Vorsprung erhielt, greift
der Staat ein durch positive Forderung der Wirtschaft.
s sei erinnert an das in Verbindung mit der Harvard-
Universitiit geschaffene Institut fiir Konjunkturfor-
schung, das seit einigen Jahren einen Wirtschaftsdienst
herausgibt, ferner an den Aussenhandelsdienst des Han-
delsdepartements, der unter Mr. Hoovers initiativer Fiih-
rung eine planméssige wirtschaftliche Expansion in der
ganzen Welt betreibt, oder auch an Hoovers Versuche,
durch grossziigige Aufklirung der Oeffentlichkeit die
Konjunkturschwankungen einzudimmen. In England ist
es seit langem 1iiblich, wichtige wirtschaftliche Probleme
durch vom Parlament eingesetzte Untersuchungskom-
missionen grindlich abkliren zu lassen. Das jiingste
Beispiel dieser Art ist die Enquete im Kohlenbergbau;
ithre Ergebnisse hitten dazu beitragen konnen, die gewal-
tigen Verluste des grossen Wirtschaftskampfes zu ver-
meiden, wenn die Regierung sie zur Grundlage ihrer Po-
Litik genommen hiitte. In letzter Zeit macht Deutsch-
land grosse Anstrengungen, um seine frithere Stlellung
in der Weltwirtschaft wieder zu erobern. Man iiberlisst
es aber auch da nicht allein der privaten Initiative, son-
dern unter staatlicher Fiithrung werden alle Kriilte zu-
sammengespannt, um systematiseh die Wirtschaft wie-
der aufzubauen und auszudehnen. Seit einem Jahre bes
steht in Berlin ein Institut fiir Konjunkturforschung,
eine Verbindung von Wirtschaftskreisen, Staat und Wis-
senschaft zur Beobachtung der Wirtschaftslage, was dann
dazu dient, Prognosen zu stellen und wegleitend zu sein
bei Eingriffen ins Wirtschaftsleben. Besonderes Inter-
esse verdient sodann die gross angelegte Wirtschafts-
enquete «zur Untersuchung der Erzeugungs- und Ab-
satzbedingungen der deutschen Wirtschaft », die gegen-
wirtie im Gang ist und die ebenfalls Material liefern
soll zur aktiven Forderung der deutschen Wirtschaft.

Die Schweiz ist ein kleines Land. Aber um so eher
hat sie Anlass, diese Massnahmen auslindischer Staateh
zur Entfaltung ihrer Wirtschaft aufmerksam zu verfol-
gen und ihrerseits alles zu tun, damit die schweizerische
Volkswirtschaft den bisher behaupteten Platz in der
Weltwirtschaft nicht verliert. Diese Sorge kann aber,
wie schon bemerkt wurde, nicht einfach dem Privat-
unternehmer iiberlassen bleiben; denn dieser hat unter
Umstanden gar kein Interesse daran, die Produktiv-
krifte der Schweiz zu stirken und zu entwickeln. Es ist
fiir ihn manchmal vorteilhafter, sein Unternehmen ein-
fach an einen Ort mit glinstigeren Bedingungen zu ver-
legen; die immer noch andauernde Abwanderung der
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schweizerischen Industrie ins Ausland beweist das zur
Geniige. Einzig und allein der Staat wird imstande sein
zu priifen, was geschehen kann zur Behauptung und
Hebung unserer Wirtschaft, und nur der Staat wird dic
sich als notwendig erweisenden Massnahmen auch durch-
fiihren kénnen. Ks kann sich natiivlich nicht um blosse
Nachahmung auslindischer Vorbilder handeln, sondern
die Massnahmen der Schweiz miissen den Besonderhei-
ten ihrer Wirtschaft angepasst gein. Aber wir sind der
festen Ueberzeung, dass auch unser Staatswesen bei der
gegenwiartigen Neuorientierung der ganzen Weltwirt-
schaft nieht untitie bleiben darf, sondern alle in Be-
tracht fallenden Kréfte heranziehen muss, um die neue
Lage und die Konsequenzen, die sich hieraus fiir die
schweizerische Wirtschaft ergeben, griindlich zu studie-
ren. Wir glauben auch, dass es moglich sein wird, trotz
allen Meinungsverschiedenheiten, die in den verschiede-
nen Kreisen vorherrschen, eine Reihe von gemeinsamen
Feststellungen in bezug auf die Lage unserer Volkswirt-
schaft zu machen, die dem Staat wie den wirtschaftli-
chen Interessengruppen als Richtlinien fiir ihre kiinftige
Politik dienen konnen.

Aus diesen Erwigungen gelangen wir an Sie mit
dem Ersuchen, Sie mochten priifen:

1. was geschehen kann zur Verbesserung unserer
Wirtschaflsstatistik, insbesondere der Konjunkturstali-
stik, und zu deren Nutzbarmachung fiir die gesamte
Wirtschaft;

2. ob Sie es nicht fiir niitzlich erachten, in unserem
Lande unter Mitwirkung von Vertretern des Staates, der
Wissenschaft und der wirtschaftlichen Inferessengrup-
pen eine Untersuchung zu veranstalten diber die Grund-
lagen, die Eaistenzbedingungen und die Entwicklungs-
mdglichkeit der schwewzerischen Volkswirtschaft, wie
sie sich aus den heutigen wirtschaftlichen und politi-
schen Verhiltnissen im Ausland wie im Inland ergehen.

Wir verzichten vorliufig darauf, genau umschrie-
bene Vorschlige zu unterbreiten. Wir mochten nur noclt
beifiigen, dass sich eine solche Wirtschaftsenquete selbst-
redend in erster Linie auf die in ihrem Bestehen De-
drohten Exportindustrien zu erstrecken hiitte, dass aber
nach unserem Dafiirhalten auch die {ibrigen Zweige der
Industrie sowie auch Landwirtschaft und Handel nicht
ausser acht gelassen werden sollten. Von grossem Inter-
esse wire es z DB., einmal das Problem der Handelszu-
schliige und iiberhaupt der Organisation des Binnenhan-
dels, das auch von offizieller Seite schon wiederholt ge-
streift wurde, in aller Griindlichkeit zu unter-
suchen. Ferner wiire es auch Aufgabe eines solehen Un-
tersuchungsausschusses, die von der Privatwirtschaft ge-
geniiber der staatlichen und kommunalen Steuerpolilik
erhobenen Vorwiirfe zu priifen. Alle diese Fragen sind
von derart grosser Tragweite, dass die Ausgaben, die
eine solche Enquete erfordern wiirde, kaum in Betrachi
fallen wiirden gegeniiber den Vorteilen, die sich daraus
ergeben miissten.

Wir hoffen, dass Sie die in diesem Schreiben aufge-
worfenen Fragen einer ernstlichen Priifung unterzie-
hen. Ganz besonders wiirden wir es begriissen, wenn
diese Probleme einmal an einer Konferenz von Vertre-
tern der am meisten interessierten Wirtschaftskreise be-
sprochen werden konnten. Selbstverstindlich sind wir
auch jederzeit gerne bereit, Ihnen niheren Aufschluss
zu geben dariiber. wie wir uns die Einzelheiten unserer
Vorschlidge vorstellen.

Mit vorziiglicher Hochachtung!
Fiir den Schweiz. Gewerkschaftsbund,

Der Prasident: Der Sekretir:

Mitteilung an die Leser.

Vom 1. Januar 1927 an wird die «Gewerkschaft-
liche Rundschau» in etwas kleinerem Iormat und mit
einem Umschlag versehen erscheinen. Gleichzeitig er-
fahren auch die Abonnentenpreise eine Aenderung. Fiir
gewerkschaftlich Organisierte wird ein Vorzugsabon=
nement zu 3 Franken jdhrlich geschaffen (Porto inbe-
griffen). Tir Nichtorganisierte kostet das Jahresabon-
nement in Zukunft 6 Franken.

Dieser billige Abonneméntspreis soll ermoglichen,
unser Monatsorgan noch mehr zu verbreiten, vor allem
in der Arbeiterschaft, um zu ihrer gewerkschaftlichen
und wirtschaftlichen Schulung beizutragen. Wir for-
dern die Leser, hauptsdchlich «ie Vorstidnde und Ver-
travensleute der Gewerkschaften auf, fiir moglichst
grossc Verbreitung der «Rundschau» zu sorgen und
uns Adressen anzugeben, an die wir Probenummern
senden kénnen.

Die Redaktion
der «Gewerkschaftlichen Rundschaus.

2

Aus schweizerischen Verbanden.

Bau= und Holzarbeiter. Am 27. September 1926 ist
zwischen dem neuenburgischen Schreinermeisterverband
und der Sektion Newenburg des schweizerischen Bau-
und  Holzarbeiterverbandes eine Vereinbarung abge-
schlossen worden, die folgende Hauptpunkte enthélt:
Die Arbeitszeit wird bei freiem Samstagnachmittag auf
48 Stunden pro Woche festgesetzt. Den Arbeitern ist
untersagt, ausserhalb der Arbeitszeit berufliche Arbei-
ten fiir Drittpersonen auszufiihren. Fiir Mechaniker
und Tischler wird der Minimalstundenlohn auf Fr.1.50
festgesetzt, fiir Drechslerei-Spezialarbeiter auf Fr.1.60.
Ueberstundenarbeit bis 10 Uhr abends und an Samstag-
nachmittagen wird mit 30 Prozent Zuschlag entschi-
digt; fiir Sonntagsarbeit wird ein 100prozentiger Zu-
schlag gewidhrt. Der 1. Mai wird als Feiertag aner-
kannt. Ferien werden 6 Tage gewidhrt. Die Vertrags-
dauver wird vom 1.Oktober 1926 bis zum 30. September
1927 festgesetzt, sie wird immer fiir ein Jahr verlian-
gert, falls nicht von seiten einer Vertragspartei drei
Monate vor Ablauf des Vertrages Kiindigung erfolgt.

Eisenbahner. Iinde Oktober 1926 brach in den
Ferrovie regionali ticinesi ein gewerkschaftlicher Kon-
flikt aus, der Dank der geschlossenen Haltung des be-
teiligten Personals mit gutem Erfolg zu Ende gefiihrt
werden konnte. Seit ldngerer Zeit hatte das Personal
verschiedene Forderungen gestellt; die wichtigsten
waren die Einfithrung eines Lohnregulativs mit ver-
besserten Lohnansédtzen und die Schaffung einer Pen-
sions- und Hilfskasse. Trotzdem von seiten der Ver-
waltung immer wieder die Beriicksichtigung der For-
derungen des Personals versprochen worden war, blieb
praktisch alles beim alten. Schliesslich waren die An-
gestellten gezwungen, ihre Begehren in ultimative Form
zu kleiden. Als auch diese Massnahme nichts fruchtete,
beschlogs cine Versammlung des Personals einstimmig
den Streik. Die 70 beteiligten Angestellten legten die
Arbeit geschlossen nieder.

Vermittlungsversuche der tessinischen Regierung
hatten vorerst keinen Erfolg; bei einem zweiten Ver-
such konnte indessen eine Kinigung erzielt werden, dic
dem Personal einen vollen Erfolg brachte. Die Verwal-
tung richtet fiir das Jahr 1926 einen Betrag von 10,000
Franken in die zu schaffende Pensions- und Hilfskasse
aus; ein Lohnregulativ wird auf den 1.Januar 1927
in Kraft treten und der Entwurf dazu wird dem Ver-



	Für eine schweizerische Wirtschaftsenquete

